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Pressemitteilung 

„Ohne eine gute und bedarfsgerechte medizinische Rehabilitation wird der tatsächliche 

Hilfebedarf der Betroffenen missachtet, eine Chance zur Bewältigung des Fachkräfte-

mangels  bleibt ungenutzt und die Gefahr der Altersarmut wächst. Bei der Genehmigung 

oder der Ablehnung einer medizinischen Rehabilitation dürfen daher ausschließlich me-

dizinische Gründe  eine Rolle spielen“, fordert der Vorstandsvorsitzende der Baden-

Württembergischen Krankenhausgesellschaft (BWKG), Thomas Reumann von den zu-

künftigen Koalitionspartnern auf der Bundesebene. Er unterstreicht damit die zentralen 

Forderungen einer gemeinsamen Resolution zur medizinischen Rehabilitation. An dem 

heute veröffentlichten Papier haben sich die folgenden Verbände beteiligt: Sozialverband 

VdK Deutschland, Sozialverband Deutschland, Verbraucherzentrale Bundesverband, 

Bundesverband Deutscher Privatkliniken und die Baden-Württembergische Kranken-

hausgesellschaft.  

„Wir erwarten, dass Union und SPD das Thema „medizinische Rehabilitation“ in ihrer 

Koalitionsvereinbarung aufgreifen und die Weichen in die richtige Richtung stellen“, 

macht der Vorstandsvorsitzende deutlich, der auch Reutlinger Landrat ist. „Immer mehr 

Menschen brauchen eine medizinische Rehabilitation, um im täglichen Leben und in der 

Arbeitswelt wieder Fuß zu fassen“, so Reumann weiter. Dies sei eine unmittelbare Folge 
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der demografischen Entwicklung und der Verlängerung der Lebensarbeitszeit und müsse 

finanziert werden. 

Reumann fasst die zentralen Forderungen der Verbände an die Politik wie folgt zusam-

men: 

1.  Die Verordnung medizinischer Reha-Leistungen durch niedergelassene Ärzte muss 

vereinfacht werden. Die medizinischen Feststellungen des behandelnden Arztes müs-

sen ausschlaggebend für die Leistungsentscheidung der Krankenkasse sein. Wenn der 

Medizinische Dienst der Krankenkassen eine medizinische Rehabilitation ablehnt, darf 

dies nur auf Grundlage einer persönlichen Untersuchung des Patienten erfolgen.  Eine 

Entscheidung nach Aktenlage reicht dazu nicht aus. 

2. Um den Grundsatz „Reha vor Pflege“ tatsächlich umzusetzen, muss es sich für die 

Krankenversicherung lohnen, eine medizinisch notwendige Rehabilitation zu bezah-

len, von der die Pflegeversicherung profitiert. Darum muss es eine Kostenerstattungs-

regelung von der Pflege- an die Krankenversicherung geben. 

3.  Das Reha-Budget der Deutschen Rentenversicherung darf nicht begrenzt sein. Die zur 

Verfügung stehenden Mittel müssen sich am tatsächlichen Bedarf orientieren. 

Die Forderungen werden in der Resolution der Verbände „Rationierung von medizini-

scher Rehabilitation beenden!“ erläutert (Anlage). Das Papier wurde den Entscheidungs-

trägern in Union und SPD zugesandt. 

 

 

Die Baden-Württembergische Krankenhausgesellschaft e.V. ist ein Zusammenschluss von insge-
samt 422 Trägern mit 220 Krankenhäusern, 450 Pflegeeinrichtungen (davon 53 ambulante Pfle-
gedienste und 28 Einrichtungen der Behindertenhilfe) und 119 Vorsorge- und Rehabilitations-
einrichtungen, die über insgesamt 107.709 Betten und ambulante Behandlungskapazitäten 
verfügen. Sie wurde 1953 von den vier regionalen Krankenhausverbänden und –arbeitsgemein-
schaften gegründet, die es damals auf dem Gebiet des heutigen Landes Baden-Württemberg 
gab. Die BWKG steht Einrichtungen unabhängig von deren Rechtsform und Trägerstruktur offen. 
Die Mitgliedschaft ist freiwillig. 


